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Durch das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) werden die Netzbetreiber verpflichtet, Anlagen 

zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien bevorzugt an das Stromnetz anzuschließen. 

Damit besteht für erneuerbare Energien ein sogenannter Einspeisevorrang, d. h. der Strom aus 

erneuerbaren Energien muss vorrangig abgenommen, übertragen und an die Endverbraucher 

verteilt werden.  

Da die Erzeugungskosten des Stroms aus erneuerbaren Energien in der Regel (noch) zu hoch 

sind und der Strom somit zum Marktpreis nicht kostendeckend verkauft werden kann, zahlen 

die Netzbetreiber an den Anlagenbetreiber einen staatlich festgelegten Mindestpreis (Einspei-

severgütung). Die Höhe der Einspeisevergütung orientiert sich an den jeweiligen Erzeugungs-

kosten und ist damit abhängig von der Erzeugungsart. Sie ist zudem degressiv ausgestaltet und 

sinkt jährlich für Neuanlagen. Da die Netzbetreiber den Strom aus erneuerbaren Energien nur 

zum Marktpreis bzw. Börsenpreis absetzen können, wird die Differenz aus den Vergütungszah-

lungen und den Börsenerlösen – die Differenzkosten – mittels der EEG-Umlage auf die Strom-

kunden überwälzt.  

Die EEG-Umlage beträgt im Jahr 2014 6,24 ct/kWh. Seit 2000 ist sie von 0,20 auf 6,24 ct/kWh 

gestiegen und hat sich damit mehr als verdreißigfacht. Für die Förderung erneuerbarer Ener-

gien durch das EEG zahlt somit ein Haushalt mit einem Stromverbrauch von 3.500 kWh 260 Eu-

ro pro Jahr einschließlich Umsatzsteuer; im Jahr 2000 waren es nur acht Euro (vgl. BDEW 

2013).  

Abbildung: Entwicklung der EEG-Umlage in ct/kWh seit 2000 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: BDEW (2013), S. 7. 
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Seit 2000 bis Ende 2014 wird die Einspeisung des Stroms aus erneuerbaren Energien voraussicht-

lich1 mit insgesamt 148 Mrd. Euro vergütet werden (vgl. BMU 2013, Tab. 5.2). Abzüglich der Erlö-

se aus dem Stromverkauf zum Börsenpreis entstanden in diesem Zeitraum EEG-Differenzkosten 

von insgesamt rund 104 Mrd. Euro (vgl. BMU 2013, Tab. 5.3). Diese Differenzkosten wurden be-

reits bzw. werden bis Ende 2014 durch die Stromverbraucher mittels der EEG-Umlage finanziert.  

Die langfristigen Zahlungsverpflichtungen aus dem EEG sind aber weitaus höher. Dies liegt daran, 

dass die Einspeisevergütungen für 20 Jahre zzgl. dem Jahr der Inbetriebnahme garantiert sind. 

Der Staat gibt also den Anlagenbetreibern auf Grundlage des EEG ein Zahlungsversprechen für 

diesen langen Zeitraum. Weil diese Kosten letztlich von den Stromverbrauchern über die Zahlung 

der EEG-Umlage getragen werden, werden ihnen außerordentlich hohe langfristige Zahlungsver-

pflichtungen auferlegt. 

Die bereits bestehenden langfristigen Zahlungsverpflichtungen können ermittelt werden, indem 

die voraussichtlichen Differenzkosten bis 2034 geschätzt werden. Die voraussichtlichen Diffe-

renzkosten ergeben sich als die Differenz aus bestehenden Vergütungszusagen der Jahre 2000 

bis 2014, die schrittweise bis 2034 auslaufen, und den künftigen Erlösen aus dem Stromabsatz 

zum jeweiligen Börsenpreis.2 Auf diese Weise lassen sich Differenzkosten in Höhe von 290 Mrd. 

Euro ermitteln. Diese Summe beziffert die nominalen Zahlungsverpflichtungen aus dem EEG, die 

bis Ende 2014 entstehen werden und noch 20 Jahre lang bedient werden müssen. Zum Ver-

gleich: Mit 290 Mrd. Euro könnte der Etat des Bundesministeriums für Bildung und Forschung3 

20 Jahre lang finanziert werden. 

Die Summe der nominalen Differenzkosten von 290 Mrd. Euro entspricht einem Barwert in Höhe 

von 228 Mrd. Euro.4 Würde also das EEG zum 1. Januar 2015 abgeschafft und damit ab kom-

mendem Jahr keine neuen EEG-Anlagen mehr gefördert werden, müssten dennoch Zahlungsver-

sprechen aus dem EEG in Höhe eines Gegenwartwerts von 228 Mrd. Euro bedient werden. Die-

ser Betrag kann zugleich als die implizite Verschuldung aus dem EEG angesehen werden und ist 

ein Maßstab dafür, wie hoch subventioniert erneuerbare Energietechnologien waren und sind.  

 

  

                                                 
1
  Zur Ermittlung der Differenzkosten der Jahre 2013 und 2014 wurden Prognosewerte verwendet. Vgl. BMU 

(2013). 
2
  Für die vorliegende Schätzung wurde ein Strombörsenpreis in Höhe des Durchschnitts der Jahre 2010 bis 

2014 angenommen, der sich auf 43,56 Euro/MWh beläuft. Dieser Durchschnittswert liegt damit über dem 
durchschnittlichen Grundlast-Strompreis an der Strombörse EEX im 4. Quartal 2013 von 37,54 Euro/MWh 
und dem prognostizierten Preis für 2014 von 37,17 Euro/MWh. Vgl. BMU (2013), Tab. 5.3. 

3
  Die Ausgaben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung sind für 2014 mit rund 14 Mrd. Euro ver-

anschlagt. Vgl. Bundesregierung (2013), S. 30. 
4
  Zur Ermittlung des Barwerts wurde ein Diskontierungsfaktor von drei Prozent unterstellt. Bei einem Diskon-

tierungsfaktor von fünf Prozent beträgt der Barwert 196 Mrd. Euro. 
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